
Was sehen wir - ausgehend von internationalen Regelungen - 
für notwendig an? Den Grundsatz der Antidiskriminierung - 
ausgestaltet durch ein Antidiskriminierungsgesetz; die Fest­
schreibung des lebenslangen Rechts auf Rehabilitation - auch 
für Menschen im Alter - ausgestaltet durch ein Rehabilitations­
gesetz; das Recht auf ein menschenwürdiges Leben, das die 
Kompensation von Behinderung einschließt und - gestützt auf 
ein einklagbares Sozialrecht - das Recht auf Chancengleichheit. 
Aber das Recht auf Chancengleichheit ist nicht schlechthin ein 
Prinzip, sondern es ist ein notwendiger Verfassungsgrundsatz, 
damit bei allen gesetzlichen Regelungen die spziellen Erforder­
nisse und Bedürfnisse von Menschen mit Behinderung berück­
sichtigt werden, und zwar nicht nur im Behindertenrecht, nicht 
nur im Sozialrecht, sondern in dem, was hier Gegenstand und In­
halt der Regierungserklärung ist, d. h. auch im Wirtschafts-, im 
Steuer-, im Finanz-, im Bau-, Wohnungs-, Verkehrs-, Bildungs-, 
Hochschul-, Wissenschafts-, Kommunal- und Verwaltungsge­
setz. Und wenn wir dafür nicht die Verfassungsgrundsätze defi­
nieren, dann ist diese ganze Gesetzesarbeit auf Sand gebaut.

(Beifall bei der PDS)

Und dieser Verfassungentwurf des Bündnis 90 bietet die besten 
Ansätze dazu, um in der Art und Weise zu arbeiten.

Aber ohne diese verfassungsmäßigen Grundgesetze und das 
darauf zu errichtende Rechtsgebäude ist es auch nicht möglich, 
'ie staatlichen Strukturen zu schaffen, die notwendig sind, um 

—Chancengleichheit zu verwirklichen. Chancengleichheit bedeu­
tet ja letztendlich, ungleiches Recht zu schaffen, damit der Be­
nachteiligte gleichziehen kann. Aber das bedarf einer staatli­
chen Struktur, um es zu verwirklichen - ganz praktisch, bis in die 
Kommunen hinein. Dazu brauchen wir verfassungsmäßige 
Grundprinzipien.

Ich hatte in einem persönlichen Gespräch mit unserem verehr­
ten Ministerpräsidenten zu dieser Problematik darauf hinweisen 
können, daß die Gesamtheit aller Maßnahmen und gesetzlichen 
Regelungen für Menschen mit Behinderung keine ökonomische 
Effizienz bringt. Sie sind nur verständlich aus der tiefen humani­
stischen Position, dem anderen Menschen zur Seite zu stehen. Er 
hat mir darin zugestimmt, und die Regierungserklärung hat eini­
ge Passagen, die mich erfreut haben. Aber er hat mir auch gleich­
zeitig zugestimmt, daß man in alle Fragen, wo es wirklich um hu­
manistische Positionen geht, nicht dauernd den Parteienstreit 
hineintragen muß, sondern eine gemeinsame humanistische 
Grundhaltung finden sollte - auch gegenüber der PDS.

(Beifall bei der PDS)

Ich bitte deshalb das Hohe Haus, ernsthaft zu überlegen, wie 
/ir in diesen wichtigen Fragen, die ja Millionen Menschen unse­

res Staates betreffen, vorankommen, und ich bitte darum, den 
Verfassungsentwurf dem Verfassungs- und Rechtsausschuß der 
Volkskammer zuzuleiten und den Menschen mit Behinderung 
und den Menschen im Alter zu gestatten, mitzuarbeiten und mit­
zuwirken an unserem zukünftigen Gemeinwesen und seiner ge­
setzlichen Fixierung.

(Beifall vor allem bei PDS und SPD)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Ich bitte nun von der Fraktion Deutsche Soziale Union Herrn 
Professor Dr. Walther das Wort zu nehmen.

Abg. Prof. Dr. Walther (DSU):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Zunächst erlau­
ben Sie mir ein Wort. Ich bin ein Laie auf dem Gebiet des Rechts­
wesens. Auch ein Erfolg von 40 Jahren Sozialismus, daß wahr­
scheinlich dieses Parlament dasjenige deutsche Parlament ist, 
das mit Abstand die wenigsten Juristen enthält; denn jeder, der 
ein gewisses gesundes Demokratieverständnis in der Zeit hatte, 
als er einen Beruf erlernen mußte oder durfte, sich von gewissen 
Gebieten ferngehalten hat, die rein ideologiebestimmt,

und das drückt sich natürlich auch im ...

(Zuruf und erneute Heiterkeit)

... außer in der Mathematik und in der Naturwissenschaft sind ja 
immer die Ausnahmen die Regel. Ich weiß, daß es noch mehrere 
hier im Hause gibt.

(Abg. Modrow: Ein Glück, daß der Ministerpräsident 
Jurist ist! Heiterkeit)

Ich möchte meiner Verwunderung darüber Ausdruck verleihen, 
daß es gerade die PDS ist - heute nennt sie sich so -, die hier uns 
das Verfassungsbewußtsein einreden will. Ich meine, die haben 
uns doch das vierzig Jahre ausgebleut.

(Zwischenrufe von der SPD - Unruhe im Saal - 
vereinzelt Beifall)

Aus der Richtung, aus der Richtung möchte ich keine Lehrstun­
de in Demokratie erhalten.

(Beifall bei CDU, DA und DSU)

Ein Wort zu denen, die diesen Verfassungsentwurf vorgelegt 
haben, Ich zolle ihnen meinen Respekt, soweit mir das als Laie 
möglich ist. Ich habe es auch sehr bedauert, daß gerade die Bür­
gerbewegungen, als die Revolution bei uns im Gange war, nicht 
die Kraft gefunden haben, sich zu einer Partei zu mausern, sonst 
hätten sie heute hier in dieser Kammer sicherlich ein besseres 
Ergebnis, wie die Ungarn es geschafft haben. Ich bedaure das 
selber, ich bin nämlich anfangs selber in einer Forumspartei in 
Thüringen dringewesen.

(Zwischenrufe)

Aber eines wollen wir uns doch einmal angewöhnen, wir sind 
nun mal vom Volk gewählt, und da haben sich nun mal gewisse 
Mehrheiten gebildet. Und die, die hier die Mehrheit in diesem 
Hause haben, die haben sich im Wahlkampf eindeutig dafür aus­
gesprochen: Einheit Deutschlands auf dem Weg des Paragra­
phen 23, oder Artikel 23.

(Abg. Gysi: Die DSU hat weniger Abgeordnete als die PDS!)

Naja, ich meine, noch, das gibt sich, Herr Gysi. Das nächste deut­
sche Parlament sieht schon wieder ein bißchen anders aus.

(Zuruf von der Fraktion Bündnis 90/Grüne: Hoffentlich!)

Wenn wir Ihre finanziellen Mittel zur Verfügung haben, wo Sie 
drei Milliarden so nebenbei zurückgeben können, dann werden 
wir auch etwas anderes erreichen können.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU, DSU und der SPD)

Wir wollen auch ein solches Verfassungsrecht in der Zukunft ha­
ben, wo eben die gewählten Abgeordneten auch darüber zu be­
finden haben, ob eine Verfassung in Zweidrittelmehrheit geän­
dert oder nicht geändert wird. Und wenn wir diese Basisdemo­
kratie, die in Ihren Vorstellungen drin ist, die natürlich in gewis­
sen Bereichen auch greifen werden, ich nehme an, in den Län­
derverfassungen wird das kommen, wenn wir diese Basisdemo­
kratie haben, dann halte ich es in unserem von Ihrem Vorgänger 
im Amt ruinierten Land doch für ein finanziell etwas gewagtes 
Unternehmen, hier Volksentscheide zu machen, um eindeutige 
Mehrheiten im Parlament zu verändern. Ich danke Ihnen.

(Beifall, vor allem bei der CDU und DSU)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Ich danke den Abgeordneten, die hier das Wort genommen ha­
ben.

Mir liegen von der Fraktion der Liberalen und der Fraktion der 
Demokratischen Bauernpartei Deutschlands/Demokratischer
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(Beifall vor allem bei der CDU, Gelächter bei anderen Fraktionen)


